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Aktualisierte Sachstandsdarstellung zu Beitrag 20 des 
Jahresberichts 2025, S. 207 ff.  

„Denkmalschutz: nicht nachhaltig in der Haushaltsführung, nicht zeitnah, 
nicht bedarfsgerecht und nicht landesweit einheitlich“ 

Sachbearbeitendes Mitglied: Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn 

 

Das Land gewährt nach §§ 35 und 36 des Denkmalschutzgesetzes vom 13.04.2022 (GV. 
NRW. S. 661 ff.) Landesmittel als Zuwendungen für den Erhalt, die Pflege, die sinnvolle 
Nutzung, die wissenschaftliche Erforschung und die öffentliche Präsentation von Denkmä-
lern.  

Die Förderung wird nach den „Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen für 
Denkmalschutz und Denkmalpflege“ vorgenommen zum einen durch Pauschalzuweisun-
gen an Gemeinden und Gemeindeverbände zur Förderung von Denkmalpflegemaßnah-
men (Teil 1 der Förderrichtlinien), außerdem durch nicht rückzahlbare Zuschüsse für denk-
malpflegerischer Einzelprojekte (Teil 2 der Förderrichtlinien) und durch Zuwendungen an 
die Landschaftsverbände für Aufgaben der Bodendenkmalpflege (Teil 3 der Förderrichtli-
nien). 

Der Landesrechnungshof (LRH) hat in Zusammenarbeit mit den Staatlichen Rechnungsprü-
fungsämtern Münster (RPA Münster) und Köln (RPA Köln) die Pauschalzuweisungen nach 
Teil 1 und die Individualförderungen nach Teil 2 der Förderrichtlinien geprüft. 

Die Prüfung zeigte Mängel bei der Haushaltsplanung sowie beim Einsatz von Selbstbewirt-
schaftungsmitteln auf.  

Überdies erwies sich die Gewährung der Pauschalförderung nach Teil 1 der Förderrichtli-
nien als ungeeignet für eine flächendeckende Förderung, da sie regional unausgewogen 
erfolgte und im Durchschnitt nur von jeder zweiten Kommune in Anspruch genommen 
wurde. 

Bei der einzelfallbezogenen Projektförderung nach Teil 2 der Förderrichtlinien kritisierte der 
LRH die lange Verfahrensdauer von der Programmaufstellung bis zur Antragsbewilligung, 
eine fehlende einheitliche Gewichtung der Kriterien zur Festsetzung der Förderpriorität, 
fehlende Erfolgs- bzw. Zielkontrollen sowie fehlende Vorgaben zur Festsetzung der Zu-
wendungsquote. 
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Der Jahresbericht berücksichtigte bereits die erste Stellungnahme des Ministeriums für 
Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung (MHKBD) sowie die erste Folgeentscheidung 
des LRH. Die Feststellungen zum Haushalt, zum Umgang mit den Selbstbewirtschaftungs-
mitteln, zur Gewichtung von Förderprioritäten und zu Erfolgs- und Zielkontrollen waren 
mit der ersten Folgeentscheidung bereits für erledigt erklärt worden. Zu den übrigen Fest-
stellungen schloss sich im weiteren Kontradiktorischen Verfahren die Stellungnahme des 
MHKBD vom 01.09.2025 und die daraufhin ergangene zweite Folgeentscheidung des LRH 
vom 26.09.2025 an. Daraus ergibt sich folgender neuer Sachstand: 

Die Feststellungen zur Pauschalförderung wurden aufgrund der Mitteilung des MHKBD, 
die diesbezügliche Förderung vor dem Hintergrund von Einsparerfordernissen im kom-
menden Jahr aufgeben zu wollen, für erledigt erklärt. 

Die Feststellungen zur Verfahrensdauer bei der Individualförderung wurden für erledigt 
erklärt, nachdem das MHKBD eine Prozessbeschleunigung durch die Übernahme des An-
tragsverfahrens in das Portal „Nordrhein-Westfalen fördert“ in Aussicht gestellt hat. 

Hinsichtlich der Festlegung von Kriterien für die Bestimmung der Förderquote hat das 
MHKBD dem LRH gegenüber eine Standardisierung der Förderhöhen im Rahmen einer für 
das kommende Jahr geplanten Überarbeitung der Förderrichtlinien zugesagt. Auch diese 
Prüfungsfeststellungen wurden daraufhin für erledigt erklärt. 

Fazit: 

Der LRH stellte verschiedene Verstöße gegen das Haushaltsrecht fest. Mit den Anregungen 
des LRH kann das MHKBD seine Verfahren zur Haushaltsplanung und Haushaltsausführung 
optimieren und den Bedarf an Haushaltsmitteln für die Denkmalförderung über die Jahre 
verstetigen. 

Hinsichtlich der Steuerung der Förderverfahren durch das MHKBD hat der LRH Optimie-
rungspotential aufgezeigt. Er hat das MHKBD aufgefordert, sich im Interesse einer Verfah-
rensbeschleunigung auf eine strategische Steuerung zu beschränken und den Bewilli-
gungsbehörden zur Gewährleistung einer Gleichbehandlung der Antragstellenden einen 
Handlungsrahmen für die Entscheidung über die Auswahl von Fördermaßnahmen und 
über die Festlegung der Förderquote vorzugeben. Das MHKBD beabsichtigt, die Feststel-
lungen des LRH im Rahmen einer Überarbeitung der Förderrichtlinien zu berücksichtigen. 
Eine vollständige Delegierung der Förderentscheidung auf die Bewilligungsbehörden lehnt 
das MHKBD aber mit Blick auf die Notwendigkeit einer zentral gesteuerten überjährigen 
Haushaltsplanung ab. 

Das Prüfungsverfahren ist abgeschlossen. 


